
Biindesamt f i i r  
Verbrauchersch~itz und 

: Lebensrnittelsicherheit 

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
Dienstsitz Berlin . Postfach 11 02 60 10832 Berlin 

Vorab per Fax 0531 488-3001 
Verwaltungsgericht Braunschweig 
- 2. Kammer - 
Am Wendentor 7 

Friedemann Kraft 
Referent 

TELEFON +49 (0)30 18444-1 01 18 
TELEFAX +49 (0)30 18444-40099 

E-MAIL Friedemann.Kraft@bvl. bund.de 
INTERNET www.bvl.bund.de 

IHR ZEICHEN 2 A 7/09 
IHRE NACHRICHT VOM 2.02.2009 

381 00 Braunschweig 
AKTENZEICHEN 6786-01-105 

(bei Antwort angeben) 

DATUM 26. März 2009 

In der Verwaltungsstreitsache 

2 A 7/09 

Jörg Bergstedt, Ludiwgstr. 11, 35447 Reiskirchen-Saasen, 

- Kläger - 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Verbraucherschutz und 

Lebensmittelsicherheit, dieses vertreten durch den Leiter Dr. Tschiersky-Schöneburg, Bun- 

desallee 50, 381 16 Braunschweig, 

- Beklagte - 

nehme ich wie folgt zu dem Hinweis des Gerichtes vom 2. Februar 2009 Stellung: 

Nach Rücksprache mit der hausinternen Verwaltung der Beklagten hat die Beklagte inzwi- 

schen eine IMöglichkeit gefunden, die Akteneinsicht vor Ort in einer Weise zu gewähren, bei 

der auch die Interessen der Beklagten gewahrt werden. 
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Die Beklagte ist nunmehr also bereit, die Akteneinsicht vor Ort zu gewähren. Der Kläger wird 

somit gebeten, sich zwecks Vereinbarung eines Termins für die Einsichtnahme telefonisch 

mit dem Unterzeichner dieses Schreibens in Verbindung zu setzen. Die Beklagte ist jedoch - 

ebenso wie das Gericht - der Ansicht, dass die aufgrund der Vorbereitung der Akten für die 

Einsichtnahme anfallenden Kosten vom Kläger zu übernehmen sind. Allerdings ist nach ei- 

ner ersten Einschätzung abzusehen, dass diese den Betrag von 200 Euro nicht übersteigen 

werden. Auf evtl. Vorleistur~gen oder den Nachweis der Leistungsfähigkeit durch den Kläger 

als Voraussetzung für die Gewährung der Einsichtnahme wird jedoch verzichtet. 

Eine einfache und eine beglaubigte Abschrift anbei. 

Im Auftrag 

Friedemann Kraft 


